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Unterrichtung 
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Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2004 
(Haushaltsgesetz 2004) 

-Drucksachen 15/1500, 15/1670, 15/1921, 15/1922, 15/1923, 15/2307- 
Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes 


Der Bundesrat hat in seiner 796. Sitzung am 13. Februar 
2004 mit der Mehrheit seiner Stimmen beschlossen, gegen 
das vom Deutschen Bundestag am 28. November 2003 ver- 
abschiedete Gesetz gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grand- 
gesetzes Einspruch einzulegen. 

Begründung 

Der Bundesrat hält es für unvertretbar, den Bundeshaushalt 
für 2004 zu verabschieden, ohne die Ergebnisse des Vermitt- 
lungsausschusses insbesondere zu den Steuer- und Sozial- 
gesetzen zu berücksichtigen. Zudem enthält der Haushalt wie 
schon im Vorjahr gravierende Risiken auf der Ausgabenseite 
- vor allem im Bereich des Arbeitsmarktes - wie auch auf der 
Einnahmenseite, etwa bei den veranschlagten Einnahmen 
aus der LKW-Maut. 


Erneut wird der Bund im Jahr 2004 wegen seiner unzu- 
reichenden Haushaltskonsolidierang die verfassungsrechtli- 
che Verschuldungsgrenze überschreiten; auch die Verlet- 
zung der EU-Defizitgrenze hat vor allem der Bund zu 
vertreten. Die Investitionsausgaben des Bundes liegen in- 
zwischen unterhalb eines Zehntels der Gesamtausgaben und 
haben damit einen Tiefstand erreicht. Die beabsichtigten 
Kürzungen bei den Gemeinschaftsaufgaben, insbesondere 
beim Hochschulbau, sind nicht hinnehmbar. 

Im Übrigen verweist der Bundesrat auf seine Beschlüsse 
vom 19. Dezember 2003 in Bundesratsdracksache 874/03 
(Beschluss) und vom 26. September 2003 in Bundesrats- 
dracksache 650/03 (Beschluss). 
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